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(No. 984.) Inſtruktion für die Ober⸗Praͤſidenten. Vom 3 1ſten Dezember 1825, 


Wir 8 Friedrich Wilhelm, von Gottes ae König von 
Preußen ꝛc. 1% 


haben, die wegen der Stellung der Ober-Praͤſidenten vorhandenen Beſtimmun⸗ 
gen einer neuen Pruͤfung unterwerfen zu laſſen, fuͤr nothwendig erachtet und 
verordnen, unter Aufhebung der ihnen unterm 23ſten Oktober 1817. ertheilten 
Inſtruktion, Folgendes: i 
$. 1. Der Wirkungskreis der Ober-Praͤſidenten in den ihnen anver⸗ 
trauten Provinzen umfaßt: 
I. Die eigene Verwaltung aller derjenigen Angelegenheiten, welche nicht nur 
die Geſammtheit der Provinz betreffen, ſondern die ſich auch nur uͤber 
den Bereich einer Regierung hinaus erſtrecken; 
II. die Ober-Aufſicht auf die Verwaltung der Regierungen, der Provinzial- 
Steuerdirektionen, wo dergleichen beſtehen und der General-Kommiſſionen 
zur Regulirung der gutsherrlich- bauerlichen Verhaͤltniſſe; 
III. die Stellvertretung der oberſten Staats behoͤrden in . Auftrage 
und bei 7 Beranlaffung. Sissy . جو‎ Vie Bug Sie | 
$ 2. In Beziehung auf die den Ober-Prafidenten ad J. übertragenen" 5; 
Angelegenheiten bilden fie die unmittelbare Inſtanz, und die betreffenden Pro⸗ een = 
vinzial⸗Behoͤrden, namentlich die Regierungen, ſind ihre Organe. Es „ „„ e 
hierzu insbeſondere: ے مرخ ار‎ Hie, dia Trang 
1) alle ſtaͤndiſche Angelegenheiten, fo wie diejenigen, bei welchen eine Re ہے ہے‎ Yuk 
diſche Mitwirkung eintritt; A aue. er 95 er arty 28 
2) alle oͤffentliche fuͤr mehrere Regierungs- Bezirke der Provinz eingerichtete. Jey den ر‎ aig barker te 
Inſtitute, mit der Befugniß, deren fpezielle Verwaltung der Regierung zu 5 a: unduly, , 
delegiren, in deren Bezirk ein ſolches Inſtitut belegen iff; %%% 
3) die Sicherheits-Anſtalten, welche ſich auf mehr als einen Regierungs⸗ 7 . glei, oe Gene K. 
Bezirk zugleich erſtrecken, als Sanitäts⸗Anſtalten, Viehſeuchen⸗Cordons, 5 ao 02+8007 1 
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(Ausgegeben zu Berlin den 16ten Januar 1826.) Rage e, ee, fir Cee 22 Ze ھی مد‎ Lin} bin, کک‎ est 
Se ر‎ ey Siu Ag x, 72 Ben tifa be Maag مگ رریٹھ ہل‎ . 
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enge eee, /) Pläne zu neuen Anlagen, Meliorationen, Strom⸗ und Kunſtſtraßen⸗Bau⸗ 
4 ہے ہد كت‎ alete a, ten, inſofern ſolche die Grenzen eines Regierungsbezirks überfchreiten; 
\ ,مس مع‎ it pech, Sot ed) die Verhandlungen mit den kommandirenden Generalen in allen Gegen⸗ 
agen, ie Kerken, em 79 Fein ſtaͤnden, welche das ganze Armeekorps betreffen, z. B. bei Auswahl der 
C e, , Gegend zur Zuſammenziehung der Korps für große Uebungen, bei Ver⸗ 
me... 2 , „ legung von Truppen aus einem Regierungsbezirk in den andern, bei Aus⸗ 
EGE I gleichung der Regierungsbezirke hinfichtlich der Erſatzgeſtellung (wenn der 
Fee mite, سی‎ ge, eine Mangel an geeigneten Mannſchaften für beſtimmte Waffen hat, und 
dan صلی‎ Sia . P70 An . der andere dabei zu Huͤlfe kommen kann); ferner bei Mobilmachung u. ſ. w.; 
"۰ 1320 0ص‎ 6) die Wahrnehmung des juris circa sacra catholicorum, nach Anleitung des 
3 Ann, o, H. 4. der Dienſt⸗Inſtruktion für die Konſiſtorien vom 23ſten Oktober 1847.5 
E 7) die Aufſicht auf die Zenſur. | 
T §. 3. In den Provinzial⸗Konſiſtorien, Schul⸗ und Medizinal⸗Kollegien 
. haben die Ober- Prafidenten den Vorſitz und die Leitung der Geſchaͤfte. s 
e §. 4. Die Regierungen, ſo wie auch die Provinzial ⸗Steuer⸗Direktionen 
S und die General-Kommiſſionen zu Regulirung der gutsherrlich- bäuerlichen Bers 
haͤltniſſe und deren Unterbehoͤrden ſind den Ober⸗Praſidenten untergeordnet. Bei 
der ihnen uͤbertragenen Ober⸗ Aufficht auf die Verwaltung dieſer Behoͤrden (F. 1. 
ad II.) iſt es aber nicht die Abſicht, ſie an deren Detailverwaltung Theil nehmen 
zu laſſen; ihre Beſtimmung gehet vielmehr nur dahin, die Adminiſtration im 
Ganzen zu beobachten, deren Gang, vorzuͤglich durch oͤftere Gegenwart und durch 
‘ Beiwohnung der Sitzungen, kennen zu lernen, und auf dieſem Wege beſonders 
: für die Uebereinſtimmung ber Verwaltungs» Grundfäße und die Konſequenz der 
Ausfuͤhrungs⸗Maaßregeln zu wirken. Auf etwanige Maͤngel und Unregelmäßig⸗ 
keiten in dem Geſchaͤftsgange haben ſie die gedachten Behoͤrden, und namentlich 
deren Praͤſidenten (und reſp. Direktoren) aufmerkſam zu machen, auch ſolche nach 
Befinden auf eigene Verantwortlichkeit ſofort abzuſtellen. 7 
§. 5. Berichte der Regierungen, Provinzial= Steuer- Direktionen und 
S General: Kommiffionen, welche Generalien der Verwaltung, Abaͤnderung der 
beſtehenden Einrichtungen, oder Anſtellung, Entlaſſung und Penſionirung der 
Beamten zum Gegenſtande haben, imgleichen die an die Miniſterien einzuſendenden 
Konduitenliſten, ſo wie auch überhaupt alle Berichte, welche der Ober⸗Praͤſident 
in dieſer Art beſonders bezeichnet, werden an ihn kouvertirt „und von ihm, mit 
ſeiner etwanigen Bemerkung begleitet, ohne Aufenthalt an die hoͤhern Behoͤrden 
weiter befördert, fo wie die Beſcheide der Miniſterien darauf in gleicher Art durch 
die Ober⸗Praͤſidenten zuruck gelangen. 
$. 6. Die Dienſtfuͤhrung und Lauterkeit der Beamten der der Ober⸗ 
Aufſicht der Ober = Praͤſidenten untergebenen Behörden (H. 1. ad II.), iſt ein 
Gegenſtand ihrer beſondern Aufmerkſamkeit. Sobald ihnen Anzeigen von began⸗ 
genen Pflichtwidrigkeiten, oder gefuͤhrten unſittlichen Lebenswandel, der Beamten 
: zu⸗ 
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zukommen, ſo iſt von ihnen darauf zu ſehen, daß die Unterſuchung deshalb ſofort an⸗ 
geordnet werde; auch haben fie nach Umſtaͤnden die Suspenſion ſelbſt zu verfügen. 

Nats Gehen Beſchwerden uͤber Verfuͤgungen der benannten Behoͤrden 
(F. 1. ad IL) bei dem Ober-Präfidenten ein, fo iſt er verpflichtet, ſolche anzu⸗ 
nehmen, zu pruͤfen, und, in ſofern ſie nach den beſtehenden Geſetzen und Vor⸗ 
ſchriften begruͤndet ſind, auf ihre Erledigung zu wirken. Die Abhuͤlfe muß aber 
durch ihn von den Behoͤrden ſelbſt gefordert werden; und wenn dieſe auf ihrer 
Verfuͤgung beharren zu muͤſſen vermeinen, und der Ober-Praͤſident ſich von der 
Haltbarkeit der angeführten Motive nicht überzeugt, fo iſt die Behörde zwar vers 
pflichtet, feine Entſcheidung gehörig zu vollziehen; wohl aber ſtehet es derfelben, 
frei, wenn ſie ihre Bedenken durch die Entſcheidung des Ober-Praͤſidenten nicht 
gehoben glaubt, davon dem betreffenden Miniſterio Anzeige zu machen; ſie hat 
aber davon dem Ober-Praͤſidenten zugleich zu benachrichtigen. 

H. 8. Die Ober=Prafidenten find befugt, Beſchwerden in Poſt-, Berg: 
werks⸗, Salz⸗ „ Lotterie, ung = und Geſtuͤt- Angelegenheiten, welche nicht den 
techniſchen Betrieb betreffen, zu unterſuchen, und von den dabei wahrgenomme⸗ 
nen Maͤngeln und Miß brauchen der oberen Verwaltungs-Behoͤrde zur Abhuͤlfe 
Kenntniß zu geben, welche in jedem Fall von dem Erfolge Nachricht zu ertheilen 
hat. Daſſelbe findet auch Statt bei Beſchwerdeſachen gegen die Militair⸗Inten⸗ 
danturen, ſofern das Militair dabei nicht direkt beruͤhrt wird. 

$ 9. Hiernaͤchſt erachten Wir für gut, daß die Ober⸗Praͤſidenten in 
Beziehung auf die Militair⸗Verwaltung, namentlich bei bedeutenden Anſchaffun⸗ 
gen fuͤr dieſelbe, auf eine angemeſſene Weiſe einwirken. 

Den Ober⸗Praͤſidenten liegt es daher ob, bei groͤßeren Anſchaffungen von 
Gegenſtaͤnden fuͤr dieſe Verwaltung, ſo weit ſolche durch die Militair-Inten⸗ 
danturen bewirkt werden, das gemeinſame Intereſſe der Provinz mit dem der Mili⸗ 
tair⸗ Verwaltung i in Uebereinſtimmung zu bringen, weshalb die Militair-Inten⸗ 
danturen in allen bedeutenden diesfaͤlligen Angelegenheiten ihre Anſchaffungs⸗ 
Plane den Ober-Praͤſidenten vorzulegen haben. 

§. 10. Auch die Civile Verforgung der Invaliden durch die für Dies 
ſelben geeigneten Stellen haben die Ober-Praͤſidenten zum Gegenſtand ihrer 
beſonderen Aufmerkſamkeit zu machen, und ſolche bei den ihnen untergeordneten 
Behoͤrden gehoͤrig zu kontrolliren. i 

$. 11. Als Stellvertreter der oberſten Staatsbehoͤrden Cad II. $. 1.) 
find die Ober: Prafidenten 

1) die naͤchſte Inſtanz bei Konflikten der Regierungen unter fic) und mit den 

für andere Verwaltungs⸗Angelegenheiten verordneten beſondern Behörden; 

2) ermächtigt und verpflichtet, bei außerordentlichen Greigniffen, und Gefahr 

im Verzuge die . erforderlichen Anordnungen zu treffen; im⸗ 
gleichen 1 

ISE HL A 24 3) bei 
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3) bei eingetretenem Kriege und vorhandener Kriegsgefahr für die Provinz, 


bis zu etwanigen anderweiten Anordnungen, die geſammte Civil-Verwal⸗ 


tung zu uͤbernehmen. N 
A) Aus beſonderen Ruͤckſichten werden den Ober-Praͤſidenten auch nachfolgende 
einzelne Verwaltungs-Gegenſtaͤnde uͤberwieſen: ۱ 

a) die Entſcheidung in allen Kommunal- Angelegenheiten, ſofern es nicht auf 
die Beſetzung der Ober-Buͤrger-Meiſter in den großen Städten, oder auf 
die Frage ankommt, ob durch die von den Gemeinden beabſichtigte Auf⸗ 
bringungs-Weiſe der Gemeinde-Beduͤrfniſſe dem Steuer ⸗Intereſſe des 
Staats Nachtheil geſchehe; 

b) die Konzeſſionen zu Anlegung neuer Apotheken; 

c) die Bewilligung von Kram- und Viehmaͤrkten; 

d) die vom Staate zu ertheilende Genehmigung fuͤr die Gruͤndung neuer 
und die Erweiterung, Umaͤnderung, Einſchraͤnkung oder Aufhebung ſchon 
beſtehender gemeinnuͤtziger Anſtalten; 7 3 

e) die Genehmigung zur Ausſchreibung öffentlicher Kollekten in den einzelnen 
Regierungsbezirken oder in der Provinz, jedoch mit Ausnahme der Kirchen⸗ 
kollekten; a 

f) die Genehmigung der von den Regierungen in Vorſchlag zu bringenden 
Anſtellung der Oekonomie⸗Direktoren großer Inſtitute, auch da, wo 
dieſe Inſtitute in ihrer Wirkſamkeit auf einen einzelnen Regierungsbezirk 
beſchraͤnkt ſind, indem bei ſolchen Inſtituten, welche ſich auf mehrere Be⸗ 
zirke erſtrecken, die Anſtellung der Oekonomie-Direktoren den Ober-Praͤ⸗ 
ſidenten ſchon nach der Beſtimmung des H. 2. No. 2. zukommt; 

8) die Ertheilung von Konzeſſionen fuͤr Schauſpieler-Geſellſchaften und zu 
theatraliſchen Vorſtellungen; 

h) Urlaubs» Bewilligungen an Mitglieder der Regierungen, welche auf laͤn⸗ 
gere Zeit nachgeſucht werden, als die Bewilligung von Seiten der Praͤ⸗ 
ſidenten erfolgen kann, und zwar innerhalb Landes auf 8 Wochen, außer⸗ 
halb Landes auf 6 Wochen. 

$. 12. Die Ober- Präſidenten find dem Staatsminiſterio und jedem 

einzelnen Staatsminiſter für deſſen Wirkungskreis untergeordnet und verpflichtet, 

die beſondern Auftraͤge derſelben zu vollziehen. =, 

§. 13. Jeder Ober» Präfident erſtattet jährlich einen allgemeinen Bericht 

über den Zuſtand der ihm anvertrauten Provinz an das Staatsminiſterium, und 

uͤberſendet die Jahresberichte der ihm untergeordneten Behörden an die einzelnen 

betreffenden Miniſterien über die Reſultate der zu ihrem Reſſort gehoͤrenden 
Verwaltung. 5 

H. 14. In Krankheits- und Behinderungsfaͤllen wird der Ober-Praͤſi⸗ 

dent von einem auf feinen Vorſchlag vom Staatsminiſterium beſtimmten Sub⸗ 


ſtituten vertreten, welcher im Auftrage fuͤr ihn zeichnet. H. 15. 
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§. 15. In der Regel iſt der Ober⸗Praͤſident zugleich Praͤſident derjeni⸗ 


gen Regierung, welche an ſeinem Wohnorte ihren Sitz hat. 

Bei dem durch gegenwaͤrtige Inſtruktion normirten Wirkungskreiſe der 
Ober⸗Praͤſidenten und der Verſchiedenheit des Umfanges der Provinzen, ſoll 
es ihnen aber frei ſtehen, die Fuͤhrung des Spezial⸗Praͤſidiums der Regierung 
ihres Wohnsorts dem Vice⸗Praͤſidenten entweder ganz oder theilweiſe zu uͤber⸗ 
tragen, woruͤber ſie ſich gegen das Staatsminiſterium zu erklaͤren haben. 

§. 16. Schließlich haben Wir zu Unſeren Ober-Praͤſidenten das Ver⸗ 
trauen, daß ſie den ihnen angewieſenen wichtigen Beruf mit Treue, Sorgfalt 
und Umſicht erfuͤllen werden, und befehlen, daß fib nicht allein fie ſelbſt, ſondern 
auch alle Behoͤrden, welche dadurch mit betroffen werden, nach dieſer Inſtruktion 
gebuͤhrend zu achten haben. 

Gegeben Berlin, den 3 1ſten Dezember 1825. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Frh. v. Altenſtein. 5 Schuckmann. Gr. v. Lottum. Gr. v. Bernstorff. 
: v. Hake. Gr. v. Danckelmann. v. Motz. 


(No. 982.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 31ſten Dezember 1825., betreffend eine Abaͤn⸗ 
: derung in der bisherigen Organiſation der Provinzial⸗Verwaltungsbehoͤrden. 


Nachdem Ich bereits die allgemeinen Grundſaͤtze genehmigt habe, nach welchen 
in der bisherigen Organiſation der Provinzial - Verwaltungs» Behörden für die 
Folge eine Abaͤnderung eintreten ſoll; will Ich daruͤber Folgendes nunmehr naͤher 
feſtſetzen: == 

A. Kür die Ober-Prafidenten habe Ich unterm heutigen Tage eine 
beſondere Dienſtinſtruktion erlaſſen, wodurch deren Verhaͤltniß zu den Miniſterien 
und zu den Provinzial⸗Behoͤrden näher beſtimmt wird. 5 

B. Şir die Geſchaͤftsfuͤhrung der Konf iſtorien bleibt die Dienſtinſtruktion 

vom 23ſten Oktober 1817. mit folgenden Abaͤnderungen maaßgebend: 

1) das Kollegium theilt {ih in zwei Abtheilungen; die eine bearbeitet unter 
dem Namen: Konſiſtorium, die evangeliſchen geiſtlichen Sachen, und 
die andere unter dem Namen: Provinzial-Schul Kollegium, die 
dem Kollegium durch jene Dienſtinſtruktion uͤberwieſenen Unterrichts⸗ 
Angelegenheiten; dem Ober⸗-Praͤſidenten wird uͤberlaſſen, die Mitglieder, 
mit Beruͤckſichtigung ihrer perſoͤnlichen Qualifikation, zu den Arbeiten der 
einen oder der andern, oder beider Abtheilungen zuzuziehen. 

2) Den Konſiſtorien wird außer der Pruͤfung der eoangeliſch⸗geiſtlichen 
Kandidaten (H. 2. Abſchnitt 3. der Inſtruktion) auch deren Ordination hier⸗ 
mit uͤbertragen. 3) Die 
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3). Die Vorſchrift des H. 2. Abſchnitt 4. wird aufgehoben. Jedoch duͤrfen die 
Regierungen von außerhalb Landes, Geiſtliche nur mit Genehmigung des 


Miniſterii anſtellen; wenn dagegen Privatpatrone von außerhalb Landes her 


Geiſtliche voeiren, ſo muͤſſen dieſelben, ehe deren Beſtaͤtigung erfolgt, vom 

Konſiſtorio zur Verwaltung einer geiſtlichen Stelle im Staate fuͤr geeignet 
erachtet worden ſeyn. Sr 
4) Bei Erledigung von Superintendenturen haben ſich die Regierungen über 
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deren Wiederbeſetzung gutachtlich gegen das Konſiſtorium zu aͤußern, 


welchem der Vorſchlag hieruͤber bei dem vorgeſetzten Miniſter, ſo wie die 
Einfuhrung der Superintendenten verbleibt. 

5) Die Berichte der Regierungen uͤber Veränderung der beſtehenden, oder tiber 
die Einführung neuer Stolgebuͤhrentaxen an das vorgeſetzte Miniſterium, 
gehen durch die Konſiſtorien zur Beifuͤgung ihres Gutachtens. 


= SB) Die Zuſammenziehung und Vertheilung von Parochien, fo wie die ins 
pfarrung von Ortſchaften, kann von den Regierungen nur unter Genehmi⸗ 


b 
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gung des Konſiſtorii angeordnet werden. 


7) Die Beſtimmungen der $$. 3. und 4. der Dienſtinſtruktion uͤber die Wahr⸗ 


nehmung des juris circa sacra der roͤmiſch⸗katholiſchen Kirche finden fuͤr die 
Konſiſtorien, als evangeliſch⸗geiſtliche Behoͤrden, weiter keine Anwendung. 

8) Die Provinzial-Schul ⸗Kollegien ſollen kuͤnftig zwar nur zur Anſtellung der 
Rektoren der gelehrten Schulen und der Direktoren der Schullehrer ⸗Semi⸗ 
narien (H. 7. Abſchnitt 10. der Dienſtinſtruktion) die Genehmigung des 
vorgeſetzten Miniſterii nachzuſuchen haben, jedoch ſind ſie verpflichtet, in 
vorkommenden Faͤllen deſſen Anweiſungen Hinſichts der neuen Anſtellung, 
der Befoͤrderung oder Verſetzung einzelner Individuen nachzukommen, der⸗ 
ſelben auch auf Erfordern von eintretenden Vakanzen vor der Wiederbe⸗ 
ſetzung der Stelle Anzeige zu machen. : | 

9) Unter Aufhebung der betreffenden Vorſchriften im H. 9. der erwaͤhnten In⸗ 


und Schulweſen, Hinſichts der von derſelben reſſortirenden Anſtalten und 


Stiftungen, vorgeſchrieben worden find . Dem Ober: Prafidenten wird 
- uͤber⸗ 
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uberlaſſen, bei der Vermoͤgens-Verwaltung folder Anſtalten, welche vom 
Provinzial⸗Schulkollegio reſſortiren, in vorkommenden Faͤllen einen ſach⸗ 
verſtaͤndigen Rath der betreffenden Regierung zuzuziehen. 

C. Die Medizinal-Kollegien haben ſich nach der ihnen am 23ſten 


Oktober 1817. ertheilten Dienſt⸗Inſtruktion, deren H. 7. hierdurch aufgehoben 
wird, zu richten; es verbleibt uͤbrigens bei der bereits verfuͤgten Aufhebung der 
Sanitaͤts⸗Kommiſſionen. f 


D. Hinſichts der Regierungen ſetze Ich Folgendes fefl: 
I. An der Spitze jeder Regierung fieht ein Praͤſident, zu deſſen Wirkungs⸗ 


kreiſe im Allgemeinen alles das gehört, was in der Inſtruktion vom 23ſten Okto⸗ 
ber 1817. HH. 39. und 40. für das Praͤſidium und den Chef-Praͤſidenten ange⸗ 
ordnet iſt. 


II. Statt der bisherigen Geſchaͤfts⸗Bearbeitung in zwei Regierungs⸗Ab⸗ 


theilungen koͤnnen, zumal bei Regierungen von größerem Umfange, zur ſchnelleren 
Foͤrderung der Geſchaͤfte, dieſe mehr abgeſondert bearbeitet und gebildet werden: 
1) Eine Abtheilung des Innern. 


Bei dieſer ſollen die Gegenftände bearbeitet werden, die nach der Inſtruk⸗ 
tion von 1817. der erſten Regierungs-Abtheilung zugetheilt waren, in der 
Regel mit Ausnahme der geiſtlichen und Schul⸗ Angelegenheiten; auch in 
Ruͤckſicht der ſtaͤndiſchen Angelegenheiten und der Zenſur der Schriften, liegt 
derſelben nur ob, die Aufträge des Ober-Praͤſidenten auszurichten. 

Dieſer Abtheilung werden nun beigelegt die geſammten Gewerbe⸗ und 
baupolizeilichen Angelegenheiten, welche in der Inſtruktion von 1817. 9. 3. 
No. 2. Litt. a. b. c. und No. 4. benannt find, imgleichen die Verwaltung 
der Einkuͤnfte von den Kunſtſtraßen. : 


2) Eine Abtheilung für die Kirchenverwaltung und das Schulweſen. 


Dieſe hat die H. 2. No. 6. und H. 18. der Inſtruktion von 1817. bezeich⸗ 
neten kirchlichen und Schul- Angelegenheiten zu bearbeiten, welche nicht dem 
Konſiſtorio und Provinzial⸗Schul⸗Kollegio durch die Dienſt⸗Inſtruktion 
vom 23ſten Oktober 1817. und Unſere gegenwärtige Order vorbehalten ſind. 


١ 3) Eine Abtheilung für die Verwaltung der direkten Steuern und der Domainen 


und Forſten. 
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beziehen, oder auf die Verwaltung der Domainen und Forſten und ſolcher 
Regalien, die bisher mit der Domainen⸗ und Forſt⸗Verwaltung verbun⸗ 


7 


den waren, insbeſondere auch die landesherrliche Jagd⸗ und Forſt⸗Polizei. 


Da, wo ein Sberforſtmeiſter anzuſtellen gut gefunden wird, gehört dieſer 
neben dem Vorgeſetzten der Abtheilung mit zu deren Vorſtande. Der 
Oberforſtmeiſter rangirt nach der Anziennetät mit den Dirigenten der Abthei⸗ 
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lungen, und hiernach beftimmt ſich, wem von beiden Beamten bei der 
Unterſchrift der Vorrang gebuͤhrt. Der Regierungsrath und Forſtmeiſter 
im Kollegio rangirt nach der Anziennetaͤt mit den Regierungsraͤthen. | 
Für die direkten Steuerſachen iſt, wo der Vorgeſetzte der Abtheilung 
ſie nicht ſelbſt bearbeitet, ein eigener Rath zu benennen. | 

4) Eine Abtheilung für die Verwaltung ber indirekten Steuern, welche ine 
deſſen nur Statt findet, wo nicht Steuer-Direktoren fuͤr eine ganze Provinz 

beſtellt ſind oder werden. 

Dieſer Abtheilung gebuͤhrt die Bearbeitung alles deſſen, was ſich auf 
die nach den Etats zu den indirekten Abgaben gerechneten Staats-Einkuͤnfte 
bezieht, mit Inbegriff der Abgaben von den Kommunikations-Anſtalten 
(außer den Chauſſeen), des Kalenderweſens, der Maaßregeln zum Schutz 
des Salzmonopol-Handels. 

Die Kaſſen-, Etats- und Rechnungs- Angelegenheiten, fo weit fie nach 
der Geſchaͤts⸗ Anweiſung dem Regierungs-Kaſſenrath zugewieſen ſind, 
hat derſelbe felbfiftandig unter dem Praͤſidenten zu bearbeiten, und iſt in 
allen Abtheilungen, wo ſeine Mitwirkung erfordert wird, zuzuziehen. 

III. Die einzelnen Abtheilungen erhalten mit Anwendung der Beſtimmung 
des H. 41. der Inſtruktion vom 23ſten Oktober 1817. beſondere Dirigenten mit 
dem Karakter „Ober⸗Regierungsrath.“ 


5 


— 


eo, IV. Da die Ober⸗Praͤſidenten in der Regel zugleich die Praͤſidenten bei 


er Regierung, welche ſich an ihrem Wohnorte befindet, ſeyn ſollen; ſo wird 
bei dieſen Regierungen ein Vize-Praͤſident beſtellt, welcher den Ober-Praͤſidenten 
bei Abweſenheit, Krankheit und in ſonſt zu beſtimmenden Fällen bei der Regie⸗ 
rung zu vertreten, auch die Prafidial = Gefchafte der Regierung in ſofern zu uͤber⸗ 
nehmen hat, als es das Staatsminiſterium, wenn dazu ein Antrag vom Ober- 
Praͤſidenten gemacht wird, beſtimmen wird. Bei den uͤbrigen Regierungen wird 


der Regierungs⸗Praͤſident in Fallen der Abweſenheit oder anderer Behinderung 


durch einen fuͤr immer dazu ernannten Vorgeſetzten einer Abtheilung vertreten. 
V. Die Plenarperſammlungen der Regierungen beſtehen unter dem Vorſitz 
des Praͤſidenten, aus: 
a) den Ober-Regierungsraͤthen mit Einſchluß des Oberforſtmeiſters, als Mit⸗ 
Dirigenten der Abtheilung fuͤr Domainen und Forſten; 
b) den Regierungsraͤthen; 
o) den techniſchen Mitgliedern der Regierung, und 
d) den Aſſeſſoren. ٠ 
Die ad a. und b. gedachten Beamten haben dabei ein volles Votum; die 
techniſchen Mitglieder, nämlich die Geiſtlichen, Schul-, Medizinal- und Bau⸗ 
Raͤthe, auch die techniſchen Forſtbeamten, haben nur in den Angelegenheiten, 
welche zu ihrem Geſchaͤftskreiſe gehoͤren, ein volles Votum; und die Aſſeſſoren 
allein in den von ihnen ſelbſt bearbeiteten Sachen. Die 
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Die Provinziale Steuer» Direktoren find befugt, den Plenarſitzungen der 
Regierungen in dem Bezirke ihrer Verwaltung beizuwohnen; auch koͤnnen fie bei 
ihrer Anweſenheit in den verſchiedenen Regierungs⸗Departements von dem Praͤ⸗ 

ſidenten zu einzelnen Sitzungen des Pleni, fo wie der Abtheilungen, noch beſon⸗ 
ders eingeladen werden; ſie haben alsdann ein Votum. 

Eben fo ift der Prdfident berechtigt, einzelne Landraͤthe zu den Sitzungen 

der Regierung zuzulaſſen, in welchem Falle ihnen ein Votum gebuͤhrt. 

Stimmenmehrheit entſcheidet bei dieſen Verſammlungen; doch verbleibt 7 
dem Prafidenten das im H. 39. No. 3. der Inſtruktion von 1847. dem Praͤſidio 
beigelegte Recht, der Ausfuͤhrung des Beſchluſſes, unter den dort naͤher bezeich⸗ 
neten Modifikationen, Anſtand zu geben. se 

VI. In Anſehung der Gegenſtaͤnde, welche in den Plenarverſammlunge ss e, 
vorzutragen und zu berathen ſind, verbleibt es zwar bei den Beſtimmungen der S 
Regierungs-Inſtruktion vom Jahre 1817. H. 5., jedoch mit dem Zuſatze, daß % 
auch bedeutendere Landes-Meliorationen den Gegenſtaͤnden beizuzaͤhlen ſind, 
welche hierher gehoͤren, und mit der Abaͤnderung, daß die Beſetzung der Subal⸗ 
ternſtellen bei der Regierung vom Praͤſidenten allein abhaͤngt, welcher auch bei 
ſolchen Stellen, wenn eine Entlaſſung ſtatt findet, die Abſchiede ertheilt. 

VII. Die Beſchluͤſſe erfolgen zwar auch in den Abtheilungen nach der YZ FL Fe 4 
Stimmenmehrheit der Mitglieder, mit Einſchluß des Vorgeſetzten der Abtheilung, ات‎ 
dem aber nicht bloß im Falle der Stimmengleichheit die Entſcheidung gebuͤhrt, ſon⸗ | 
dern welcher auch berechtigt ift, den wider ſeine Anſicht gefaßten Beſchluß der 
Majoritat durch Provokation auf den Praͤſidenten zu ſuspendiren, von welchem es 
dann abhaͤngt, durch ſeinen Beitritt zu beſtimmen: ob nach der Anſicht des Vor⸗ 
geſetzten oder der Stimmenmehrheit der Mitglieder der Abtheilung verfahren, oder 
ob die Sache zur Entſcheidung an das Plenum verwieſen werden fol. 5 = 

VIII. Die Reinſchriften der auf Plenar⸗Beſchluͤſſen beruhenden Verfuͤ⸗ . , 
gungen und Ausfertigungen werden von dem Praͤſidenten allein, die der einzelnen sn = 
Abtheilungen aber von dem 1 derſelben vollzogen. 

Bei Verträgen und andern Urkunden, deren Ausfertigung bei einer Ab⸗ 
theilung erfolgt, iſt nicht nur des Praͤſidenten, ſondern auch eines Juſtitiarius 
Mitunterſchrift, ſowohl des Entwurfs, als der Ausfertigung, erforderlich. i 

Saͤmmtliche Verträge, wozu die Regierungen höhere Genehmigung ein + 4-7 = e 
holen muͤſſen, und welche nach H. 5. No. 13. der Ober⸗Praͤſidial⸗Inſtruktion ee, 
vom 23ſten Oktober 1817. von den Ober⸗-Praͤſidenten beftätigt werden mußten, e eee, e,, 
ſind kuͤnftig von den Regierungen allein auszufertigen; jedoch muß in den Faͤlleñ 2 و‎ 
wo zur Regulirung des Gefchäfts ſelbſt Miniſterial⸗ Genehmigung nothwendig „ . 
iſt, dieſen Vertraͤgen die Genehmigungs⸗Verfuͤgung wenigſtens erxtraktweiſe in e e. . ks a 
beglaubter Abſchrift beigefuͤgt werden. n ß مو‎ 
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IX. Jeder Abtheilung wird ihr abgeſondertes Subaltern⸗Perſonal uͤber⸗ 


fortan als nur zu einem ſpeziellen Geſchaͤftszweige ausſchließlich beſtimmt, nicht 
betrachten. Jeder iſt ſchuldig, dasjenige zu verrichten, was der Prafident oder 
der vorgeſetzte Rath ihm uͤberweiſet, und wozu er ihn am tauglichſten findet, es 
beſtehe ſolches nun in Expeditions⸗, Kalkulatur⸗, Regiſtratur⸗ oder Journaliſirungs⸗ 
Geſchaͤften. Bloß zum Mundiren ſind beſondere Beamten beſtimmt. Die Sub⸗ 

alternen werden daher: N N = = | 

a) in die der 1ſten Klaſſe, mit Bezeichnung „Regierungs-Sekretarien“ und 

b) in die der Aten Klaſſe, mit Bezeichnung „Aſſiſtenten“ abgetheilt. 

Die nur zum Mundiren beſlimmten ſind ferner „ Kanzliſten“ zu nennen. 
7 HX کے سا ست سر‎ X. Zu den in der Inſtruktion vom Jahre 1847. $. 38. bemerkten Hands 
Een lungen der Beamten, welche ohne Nachſicht geruͤgt werden ſollen, gehoͤren auch 
Verſchwendung, leichtſinnige Verſchuldung und verletzte Amts⸗Verſchwiegen⸗ 


heit. Es darf kein Beamter uͤber das, was amtlich zu ſeiner Kenntniß kommt, 


= : an dritte Perſonen Mittheilung, oder gar etwas öffentlich bekannt machen. Thut 
4 : er dies, fo begehet er eine Pflichtverletzung, die nach der Groͤße derſelben mit 
EE verhaͤltnißmaͤßiger Geldſtrafe oder mit Entfernung aus dem Dienſte im Diseipli⸗ 
. —— narmwege geahndet werden ſoll. Er 
FP XI. Baͤuerliche Regulirungen und Separationen in Domainen oder den 
Agate Hap een, Pion unter unmittelbarer Verwaltung der Regierung oder der Provinzial⸗Schul-Kol⸗ 
ee... Er use legien 0 Juſtituten, worüber die Regierung auf eigene Verhandlung Ver⸗ 
. e aL ey As Galas gleiche ſchließt, bedürfen keiner Beſtaͤtigung der General-Kommiſſion. In An⸗ 
eee, = res za. lu, ſehung der Regulirungs- und Auseinanderſetzungs-Sachen, welche die Generals 
. 9 - - 40 Kommiſſion leitet, wobei Gerechtſame der Domainen und Forſten, oder der 
15 رو‎ See e a, vorgenannten Inſtitute wahrzunehmen ſind, hat die General-Komiſſion nicht 
"۱ ae سی‎ ung vee ےو‎ unmittelbar mit den Miniſterien zu verhandeln, ſondern an die Regierungs⸗Abthei⸗ 
hee 1817 SIU af eigen. lung zu ſchreiben, und dieſe die noͤthigen Erklaͤrungen entweder ſelbſtſtaͤndig abzu⸗ 
aße jenen fins ے‎ Aeg geben, oder die Miniſterial⸗ Genehmigung einzuholen. ٠ 


iS ug 2 Wege der Provokation bei der General: Kommiſſion und durch deren Entſcheidung 
\ PS Fr rn m Jo bewirkt worden iſt, unterliegen der Beſtaͤtigung von Seiten der General⸗Kommiſſion. 
* 
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,) 9 ae Se : dergleichen Urkunden, und ſelbſt die von der General⸗Kommiſſion geſchloſſenen 
; bebe, A des, Al ee Vergleiche wenn ſie bloß den Fiskus und deſſen Hinterſaſſen, oder die unter der 
1 He ےه‎ fine, ےھ کت ھے‎ unmittelbaren Verwaltung der Regierung oder der Provinzial⸗Schul⸗Kollegien 
lee serweri, rhe ae ſtehenden Inſtitute betreffen, nur von der betreffenden Abtheilung der Regierung 
ee, دمو ہے رش شر‎ ober dem Provinzial: Schul= Kollegin zu genehmigen, und dieſe von denſelben 
8 کہ ےک و دی‎ Wenge a ertheilte Genehmigung des 8ء68‎ hat alle recht⸗ 
e geen, os wei lichen Wirkungen und Folgen einer von der : iſſi i 
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wieſen. Es dürfen aber dieſe Beamten, die Kaſſen⸗Beamten ausgenommen, ſich 


lee be, 7° Lee. glue if. Vertraͤge und Urkunden uͤber Gegenſtaͤnde, deren Regulirung auf dem‏ کا 


Iſt aber keine Entſcheidung von Seiten der General⸗Kommiſſion erfolgt, fo find‏ کے و ہے 
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Die im H. 65. der Verordnung, wegen Organifation der Generals Roms 77“ e, = Fark wa me u 
miſſionen vom 2011 Juni 1817. und in den Gh. 25 — 88. des Geſetzes tiber die VöV! 8 
führung der Gemeinheitstheilungs- und Ablöſungs⸗Ordnungen vom (ten Juni JV ١ 


(e wendung auf Verträge, welche Namens der, unter unmittelbarer Verwaltung.“. ee hek e, Pac . 1 30 e, 
4. der Regierungen oder der Provinzial-Schul⸗Kollegien ſtehenden Inſtitute a, gp Aap fees (Keile. 
4.23 mit Privatperſonen abgeſchloſſen find, ſofern letztere in den Kontrakten ſich. se pes ہج‎ E. Acre, قد‎ , 
> diefer Beſtimmung ausdrücklich unterworfen haben; . 2 و‎ 
b).ad $. 48. das den Regierungen zugeſtandene fiskaliſche Exekutionsrecht erſtreckt سے ی‎ 
ſich auch bis zu der Perſon des Exequendi, und kann derſelbe daher gefaͤnglich 5 
eingeſetzt werden. Wegen ruͤckſtaͤndiger direkter oder grundherrlicher Abgaben, 
zu deren Einziehung ſich kein Objekt im Vermoͤgen des Abgabenpflichtigen vor⸗ 
findet, ſoll deſſen perſoͤnliche Verhaftung von den Regierungen aber nicht ver⸗ 
fuͤgt werden. 1 : BE 
Den Regierungen ſteht es zu, vermoͤge der ihnen beigelegten allgemeinen age T fe e, te S46 HGS e. 
Befugniß, in einzelnen Angelegenheiten ihres Reſſorts, den Juſtiz-Unterbe⸗ e RE 
00 Aufträge au machen, und fie zu deren Befolgung anzuhalten, voraus⸗ 777 7 API | 
geſetzt, daß die Natur der den Gerichten zu machenden Aufträge von der Art““ 7 soe a 
iſt, daß fie nicht mit folchen belaſtet werden, die ihrer Beſtimmung fremd und 
reſp. entgegen find; in Civil-Prozeſſen, wo Fiskus Parthei tft, findet nur die 
Requifition ſtatt. Bei fiskaliſchen Exekutionen ſollen die Regierungen die Huͤlfe 
der Gerichte, als Ausnahme von der Regel, aber nur dann in Anſpruch neh⸗ 
men, wenn es ihnen ſelbſt an eigenen Organen zur Exekutions-Vollſtreckung, 
oder, im Falle der Verhaftung des Erequendi, an einem eigenen Lokale zur 
Aufnahme des Verhafteten fehlt. . 
Da übrigens die Verwaltungsbehoͤrden das Recht und die Liquidität des bei⸗ 5 ٠ ٘ 
zutreibenden Objekts allein zu beurtheilen vermögen, und dafür verantwortlich 
find, fo kann die Berufung des Exequendi auf gerichtliches Gehör, uͤber feine 
Verpflichtung zur Zahlung der Praͤſtation, auch die Exekutions-Vollſtreckung, 
ſelbſt gegen dis Perſon, nicht ſiſtiren. 
Wenn indeß in einem ſolchen Falle, wo die Verwaltungsbehoͤrde nach den 
beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen, zur perfönlichen Verhaftung des Schuld⸗ 
: ners 
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ners fchreitet, von Seiten deſſelben Einwendungen gegen die Forderung erhoben 
werden; fo iſt die Verwaltungsbehoͤrde zwar berechtigt, den Schuldner, ſeines 
Widerſpruchs unerachtet, zur Haft bringen zu laſſen: es liegt ihr jedoch ob, die 
Sache ſofort an die kompetente Gerichtsbehoͤrde gelangen zu laſſen, damit die⸗ 
ſelbe uͤber die Fortdauer oder Relaxation des Arreſts, nach H. 70. seg. Tit: 29. 
der Prozeß-Ordnung, verfahre und erkenne. 5 a 

Nach demſelben H. 48. des Anhanges zur Regierungs⸗Inſtruktion vom 23ſten 
Oktober 1817,, find die Regierungen bei Anwendung des fiskaliſchen Exekutions⸗ 
Rechts auf die Exekutionsmittel verwieſen, welche die allgemeinen Geſetze an⸗ 
ordnen. Als eines ſolchen erwähnt zwar die Allgemeine Gerichts - Ordnung 
der Verpachtung ganzer Guter nicht. Da indeß die Erfahrung lehrt, daß der 
Modus executionis durch Gequeftration felten zum Ziele führt, und keinem 
von beiden Theilen, wegen der damit verbundenen bedeutenden Koſten, Vortheile 
bringt, ſo beſtimme Ich: daß die Verpachtung der Domainen, Erbpachtguͤter, 
der baͤuerlichen Beſitzungen, und, unter Umftanden nach dem Urtheil der Berz 
waltungs-Behoͤrden, ſelbſt die Wiederverpachtung bloß verzeitpachteter Doz 
mainen, im Wege der Exekution geſtattet ſeyn ſoll, Als Maximum der Zeit, 
auf welche eine folche Verpachtung öffentlich im Wege der Exekution geſchehen 
kann, ſetze Ich drei Jahre feſt; es muͤßte denn der Schuldner ſelbſt in eine 
längere Pachtzeit einwilligen. | 

Iſt nach Ablauf des Termins indeß der beabſichtete Zweck nicht erreicht, 


dann iſt eine Wiederverpachtung unter gleichen Modalitaͤten ebenfalls zulaͤſſig. 


Haben die Regierungen im Wege einer von ihnen verhaͤngten Exekution, Aktiv⸗ 
Forderungen in Beſchlag genommen, deren Einziehung ſodann nach den Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes vom Aten Juli 1822. erfolgen ſoll; fo wird die in den 
99. 2. und 3. dieſes Geſetzes gedachte Verfügung nicht von den Gerichten, fons 
dern von den Regierungen ſelbſt an die mit der Einziehung beauftragte fiska⸗ 
liſche Behoͤrde erlaſſen. 


Die im Verfolg der neuen Organiſation der Regierungen entworfene (hier 


° anliegende) Anweiſung zur Gefchäftsführung habe Ich genehmigt und vollzogen. 
; Es follen die Regierungen nach deren Inhalt pünktlich verfahren, und ſoweit die 

3 Beſtimmungen der gegenwärtigen Order und dieſer neuen Anweiſung zur Geſchaͤfts⸗ 

: führung, der Regierungs⸗Inſtruktion vom 28101 Oktober 1817. entgegen, etwas 
feſtſetzen, kommen deren Anordnungen nicht mehr zur Anwendung; ſonſt bleibt fie 


ferner zu befolgen. 


1 An das Staatsminiſterium. 


\ 


Berlin, den 316011 Dezember 1825, ۰ | 
3 Friedrich Wilhelm. 
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